
der Richter nicht gesprochen werden kann. Die Verfas­
sung der „DDR" enthält zwar den Grundsatz, daß die 
Richter unabhängig und nur der Verfassung und dem 
Gesetz unterworfen sind (Artikel IS 7), tatsächlich gibt 
es diese richterliche Unabhängigkeit aber nicht. Der 
Richter muß sich vielmehr in seiner Rechtsprechung an 
die Richtlinien nicht nur der staatlichen Organe, son­
dern auch der SED halten, wenn er nicht sein Amt ver­
lieren oder gar in schwere persönliche Gefahren geraten 
will. Bestimmungen des Gerichtsverfassungsgesetzes 
sorgen dafür, daß die Richter, die bei dem Obersten Ge­
richt auf 5 Jahre, bei den sonstigen Gerichten auf 
3 Jahre gewählt oder ernannt werden, auch vor Ablauf 
ihrer Wahlperiode jederzeit abberufen werden können.

DOKUMENT 87

Gerichtsverfassungsgesetz der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 2. Oktober 1952

(GBl. 1952 S. 983)

§ 16 
Abberufung

(1) Die Richter des Obersten Gerichts können vor Ab­
lauf der Wahlperiode von der Volkskammer abberufen 
werden, wenn sie
a) gegen die Verfassung oder andere Gesetze ver­

stoßen oder sonst ihre Pflichten als Richter gröblich
verletzen,

b) rechtskräftig zu einer gerichtlichen Strafe verurteilt 
worden sind.

(2) Sie können ferner abberufen werden, wenn sie kör­
perlich oder geistig zur Ausübung ihres Amtes unfähig 
sind.
(3) Die Abberufung erfolgt nach Einholung eines Gut­
achtens des Justizausschusses der Volkskammer.

§ 17
Die Richter der anderen Gerichte können vorfristig un­
ter den Voraussetzungen des § 16 von dem Minister der 
Justiz abberufen werden. Die Abberufung erfolgt nach 
Anhörung des Kollegiums des Ministeriums der Justiz.

§ 18
Richter, gegen die ein Abberufungsverfahren schwebt, 
können vorläufig ihres Amtes enthoben werden, und 
zwar Richter des Obersten Gerichts durch die Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik, die übri­
gen Richter durch den Minister der Justiz.

*

Der sowjetzonale Justizminister, Frau Hilde Benjamin, 
beleuchtet in einer Rede treffend die Frage, von der es 
abhängt, ob ein Richter wegen eines Fehlers oder eines 
anderen Versäumnisses nur disziplinär gerügt oder aus 
seinem Am t entfernt wird: die „richtige" politische Ein­
stellung.
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Aus einer Rede des sowjetzonalen Justizministers 
Hilde Benjamin vom 29. August 1953

Inzwischen sind vor dem Disziplinarausschuß des Ober­
sten Gerichts die ersten vier Disziplinarverfahren 
gegen Richter der Bezirksgerichte durchgeführt wor­
den. Die betreffenden Richter hatten sich wegen Ver­
stoßes gegen die Arbeitsdisziplin zu verantworten. Der

Disziplinarausschuß des Obersten Gerichts hat ein Bei­
spiel gegeben für die Disziplinarverfahren der Zukunft 
und ist nach einer gründlichen Untersuchung der Hand­
lungen und der Person der betreffenden Richter zu sei­
ner Entscheidung gekommen. So hat er z. B. in zwei 
äußerlich gleich gelagerten Fällen verschieden entschie­
den, weil es sich zeigte, daß der eine Richter sich ehr­
lich bemühte, die richtige Einstellung zur Politik der 
Regierung zu finden, während das in dem andern Falle 
durchaus nicht zu erkennen war. Deshalb wurde auch 
hier das Disziplinarverfahren ausgesetzt und wird in 
ein Abberufungsverfahren umgewandelt werden. Es 
wird notwendig sein, daß nunmehr aus diesen Verfah­
ren die notwendigen Schlußfolgerungen gezogen wer­
den, damit der Erfolg eintritt, der mit der Disziplinar­
ordnung erreicht werden soll: Eine Stärkung des
Verantwortungsbewußtseins der Richter gegenüber 
unserem Staat und eine Erhöhung der Staatsdisziplin 
unserer Justizfunktionäre.
Quelle: Beilage zu „Neue Justiz“ Heft 19, Jahrg. 1953.

*

Unter der ständigen stillen Drohung, seine Stellung und 
seine Existenzgrundlage zu verlieren, wird der Richter, 
selbst wenn er mit den politischen Zielen der Regierung 
innerlich nicht übereinstimmt, letzten Endes doch zu 
dem erwünschten Justizfunktionär, der die Befehle von 
Partei und Staat bedingungslos ausführt und eine eigene 
Meinung nicht mehr zu vertreten wagt. Nicht nur die 
Drohung der jederzeit möglichen Dienstentlassung wirkt 
aber auf den Richter, sondern sogar die Drohung mit 
Bestrafung und Verlust der persönlichen Freiheit. Ein 
Richter, der es unter Berufung auf den Verfassungs­
grundsatz von der Unabhängigkeit der Richter wagen 
würde, eine Entscheidung gegen den Parteiwillen zu 
fällen, muß, wie zahlreiche Beispiele zeigen, mit harter 
Bestrafung rechnen. Das ist dann das stärkste Mittel 
der kommunistischen Machthaber, die letzten Reste 
eines unabhängigen Richtertums zu beseitigen.
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Berlin, den 8 . Juli 1953
Es erscheint Herr Lothar K i r s c h ,  jetzt wohnhaft 
in Westberlin und erklärt, nachdem er auf die Pflicht 
zur wahrheitsgemäßen Aussage hingewiesen wurde:
Ich nahm am 3. Volksrichterlehrgang des Landes Thü­
ringen in Gera vom Herbst 1947 bis 30. November 1948 
teil. Vom 1. Dezember 1948 bis zu meiner am 5. Februar 
1953 erfolgten Dienstentlassung war ich als Volks­
staatsanwalt an verschiedenen Gerichten tätig, zuletzt 
von Mitte September 1952 ab beim Kreisgericht 
Schmölln, welches jetzt zum Bezirksgericht Leipzig ge­
hört. Kreisgerichtsdirektor bei diesem Gericht war der 
Volksrichter Willi S a c h s e ,  der aus Altenburg 
stammte. Vor seiner Tätigkeit in Schmölln war Sachse 
als Richter in Erfurt und Pössneck tätig.
Die Zusammenarbeit mit dem Kreisgerichtsdirektor 
Sachse gestaltete sich gut. Sachse war nach meinen 
Beobachtungen bemüht, unnötige Härten in Strafsachen 
zu vermeiden. Ende 1952 oder Anfang 1953 wurde ein 
Fall anhängig, der an sich nach dem Gesetz zum 
Schutze des Volkseigentums mit einer Mindeststrafe 
von 1 Jahr Zuchthaus hätte geahndet werden müssen. 
Ein bei der HO angestellter Bäcker hatte im HO- 
Geschäft 10 Pfannkuchen gestohlen und diese mit nach 
Hause genommen. Ich hatte die Anklage auf Grund des 
Gesetzes zum Schutze des Volkseigentums erhoben. In
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